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Lfd.Nr. 38 Jahr 2015 

 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 
 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Riedau am  
21.05.2015.  
 

Tagungsort:  Sitzungssaal der Marktgemeinde Riedau. 
 
 

Anwesende: 
 
01. Bürgermeisterin Berta Scheuringer als Vorsitzende 
02. Vizebgm. Klaus Mitter  15. GR. Andreas Schroll  
03. GR. Wolfgang Kraft  16. GR. Michael Schärfl 
04. GR. Monika Tallier  17. GR. Ing. Johann Unterortner 
05. GR. Payrleitner Gerhard  18. GV. Heinrich Ruhmanseder 
06. GR. Klaus Trilsam  19. GR. Michael Desch 
07. GR. Andrea Mayrhuber  20. GR. Günter Humer 
08. GR. Peter Berghammer  21. GR. Ernst Sperl 
09. GR. Brigitte Ebner  22. GR.  
10. GR. Karl Kopfberger  23. GR.  
11. GV. Franz Schabetsberger  24. GR.  
12. GV. Günter Ortner  25. GR.  
13. GV. Franz Arthofer jun   
14. GR. Karin Eichinger   
 
Ersatzmitglieder: 
GR. Bastian Schneglberger    für GR. Heinzl Brigitte  
GR. Krupa Roswitha    für GR. Jebinger Erwin 
GR. Arthofer Franz sen.     für GR. Jäger Elisabeth  
GR. Donnerbauer Johannes   für GV. Windhager Reinhard 
 
 
Die Leiterin des Gemeindeamtes: AL Gehmaier Katharina 
 
 
Sonstige Personen (§ 66 Abs. 2 OÖ. GemO.1990): 
 
 
 

Es fehlen: 
 
entschuldigt:      unentschuldigt 
 
GR. Brigitte Heinzl  
GR. Erwin Jebinger 
GR. Elisabeth Jäger 
GV. Reinhard Windhager 
 
 

Der Schriftführer (§ 54 Abs. 2 OÖ. GemO. 1990):  AL Katharina Gehmaier   
 



F:\ablage\004\01-Gemeinderat\Sitzungsprotokolle\2015\20150521.doc - Seite 2 von 35 

Die Vorsitzende eröffnet um 20:00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a) die Sitzung von der Bürgermeisterin  einberufen wurde; 
 
b) die Verständigung hierzu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder  
    zeitgerecht        unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 

der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 54 Abs. 1 OÖ. GemO 2002) enthalten ist und die Verständigung 
hiezu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht per mail am  13.05.2015 unter Bekanntgabe der 
Tagesordnung erfolgt ist;  

 
    die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel Tage öffentlich kundgemacht wurde; 
 
c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 
 
d) dass die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 12.03.2015  bis zur heutigen       

Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift von jenen Gemeinderatsmitgliedern und Ersatzmitgliedern, 
welche an der betreffenden Sitzung teilgenommen haben bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht 
werden können. 
 
 

e) Folgender Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 OÖ. Gem0 2002 eingebracht wurde.  
 
 
 
 
 
Sodann gibt die Vorsitzende noch folgende Mitteilungen: 
 
Bürgerfragestunde – siehe Beilage (Anhang) 
 
Frau Bürgermeisterin Scheuringer gibt bekannt, dass GR. Sperl folgende Anfrage gestellt hat:  
 
Anfrage an die Bürgermeisterin gem. § 63a der OÖ. GemO: Der Gemeinderat Riedau hat am 12. Dezember 2014 
beschlossen, „die Gemeinde soll den Weg nach Friedwagn schaffen“.  

· Welche Aktivitäten gab es dazu seither mit welchem Erfolg? 
· Welche weitere Aktivitäten sind geplant? 

 
Dazu nun ihre Antwort: Die Situation ist, dass GR. Sperl Vorgespräche führte, die Bewohnerschaft wurde daraufhin 
unruhig; dann gab es ein Gespräch Bürgermeisterin und GV Windhager mit Hr. Hatzmann, er war anfangs sehr 
aufgebracht und hat überhaupt nicht mit sich reden lassen. Ihm wurden Vorschläge gemacht und die Bitte 
ausgesprochen, er soll sich in den nächsten 14 Tagen melden. Da er sich nicht gemeldet hat, hat GV Windhager ihn 
angerufen und dabei war er ganz konsequent  und hat nur noch negativ gesprochen. Er baut eher biologisch an. Sie ist 
den Weg kürzlich gegangen. Es steht ein Schild „Durchfahrt verboten Privatgrund“, es gibt aber einen Weg entlang der 
Pram, welchen man gehen kann; dann fangen die Felder von Hatzmann an, auch da kann man sehr nahe entlang der 
Pram gehen; dann kommt nochmals Schild „Privatweg“, aber man kann gehen.  Ihr Vorschlag war eine Vermessung 
anlässlich der Pramvermessung nach der Renaturierung, seine Antwort war: wenn etwas schriftlich gemacht wird, dann 
sehen wir uns vor Gericht. Sie kann nichts erzwingen, man braucht gutes Schuhwerk und Mut. 
GR. Unterortner: wie schaut es auf der anderen Seite der Pram aus? 
Bgmin Scheuringer: da müsste man auf diese andere Seite kommen.  
GR. Unterortner: dann muss man bereits über die Schulwegbrücke auf diese andere Seite kommen, die Bräukapelle wäre 
leicht integrierbar.  
Bürgermeister: das ist auch angedacht, beim Kreisverkehr gibt es schon den Gehweg.  
 
GR. Sperl: Man kann sagen, der Erfolg ist nicht gegeben. Entlang der Pram ist der Weg nicht zum Durchsetzen, es wäre 
aber möglich, den Weg über die Wiese durchzusetzen. Dazu braucht er aber den Gemeinderat. Aber den Gemeinderat 
hat gesagt: nein, das tun wir nicht, aber wir wollen trotzdem den Weg. Nun seine weitere Frage: welche weiteren 
Aktivitäten sind geplant? 
Bgmin: sie weiß derzeit keine weiteren Aktivitäten.  
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Tagesordnung: 
 
 
 
 

1. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses 
2. Prüfbericht Rechnungsabschluss 2014; zur Kenntnisnahme  
3. Genehmigung eines Finanzierungsplanes für Bedarfszuweisungsmittel das Projekt „Straßenbauprogramm 

2015“. 
4. Bericht des Obmannes des Bauausschusses. 
5. Aufhebung der bestehenden Verordnung betreffend die Kurzparkzone für den Parkplatz gegenüber dem 

Gemeindeamt (90 Minuten). 
6. Schaffung von Kurzparkzonen im Bereich des Gemeindeamtes (60 Minuten). 
7. Beratung über Verkehrsregelung Marktplatz: Öffnung einer Fahrspur südlich der Kirche und Schaffung einer 

neuen Parkordnung zwischen Kirche und Marktbrunnen.  
8. Genehmigung einer Verordnung betreffend Übertragung verfahrensrechtlicher Entscheidungen bei Erhebung 

einer Bescheidbeschwerde gem. Art. 132 Abs. 1 Z 1 B-VG .  
9. Genehmigung eines Fördervertrages mit dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft betreffend ABA 

BA 5, Leitungskataster.  
10. Bericht des Obmannes des Wohnungsausschusses.  
11. Vergabe von drei ISG-Wohnungen und einer Wohnung im Betreubaren Wohnen.  
12. Resolution bezüglich Entwicklung eines Models „5x5“ für leistbares Wohnen für junge Menschen.  
13. Bericht des Obmannes des Kulturausschusses.  
14. Bericht der Bürgermeisterin.  
15. Allfälliges.  

 

 
 
 



F:\ablage\004\01-Gemeinderat\Sitzungsprotokolle\2015\20150521.doc - Seite 4 von 35 

TOP. 1.) Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses 
 
Der Obmann gibt den Bericht zu folgender Sitzung 
Sitzung am 13.4.2015 mit folgender Tagesordnung:  
Belegüberprüfung Vorhaben „Marktplatzgestaltung“, Belegüberprüfung ab Mitte November 2014, Überprüfung der 
Globalbudgets 2014 – NMS, VS und FF, Allfälliges 
 
Minderheitenbericht von GR. Sperl zum Prüfungsausschuss:  
 
Zu € 3.362,- gebucht auf Instandhaltung Beleuchtung, Konto 816000-619000, Beleg Nr. 405 vom 31.1.2015; es handelt 
sich um die Stromanschlusskosten für die neue Straßenbeleuchtung in der Birkenallee. Warum wird diese neue 
Straßenbeleuchtung auf Instandhaltung gebucht? 
Zu € 1.000,- + USt Gutschrift Rabatt für Stromkosten, Konto 010000+829000, Beleg Nr. 371 vom 31.1.2014. Ist dieser 
Strom-Rabatt ausreichend? Sind Vergleichsangebote eingeholt worden? 
 
Antwort von Fr. Bgm Scheuringer: es betrifft den Verteilerkasten in der Birkenallee, der bisherige ist zu schwach. Wenn 
wir diesen Betrag auf „Investition“ buchen, wo im ganzen Jahr für alle Vorhaben € 5.000,- zur Verfügung haben, ist das 
bereits Anfang Jänner fast ausgeschöpft. Wir wissen nicht, was das ganze Jahr an Investitionen auf uns zukommt. Zu 
den € 1.000,- Gutschrift, das war nur ein „Sonderbonus“ für 2014. Im Gemeindevorstand wurde besprochen, dass auch 
andere Stromanbieter anbieten: Energie AG, Angebot Verbund lag vor; Auskunft Stromdiskont: leider ist die Belieferung 
durch Stromdiskont in ihrem Fall nicht möglich. Der Jahresverbrauch liegt über der von Stromdiskont gesetzten 
Obergrenze von 100.000 kWh. Für ein preiswertes Angebot wenden Sie sich bitte per email an Enamo. Auch dieses 
Angebot wurde eingeholt. 
 
 
 
 
TOP. 2.) Prüfbericht Rechnungsabschluss 2014; zur Kenntnisnahme  
 

Die Bürgermeisterin  gibt Sachverhalt bekannt, dass der Prüfbericht zur Kenntnis zu bringen ist und den Fraktionen 
bereits vorgelegt wurde.  

GR. Schroll erkundigt sich, wann die Prüfung erfolgte, weil laut Statuten muss der Prüfungsausschuss den Bericht zwar 
nicht behandeln, aber er muss zumindest informiert werden, dass er zur Einsichtnahme aufliegt. Offizielle Mitteilung 
seitens des Amtes ist nicht gekommen. Er hat also erst am Dienstag erfahren, dass der Prüfbericht da ist. Wir haben 
gesprochen, für die Zukunft passiert es nicht mehr.  

Beim Prüfbericht fehlt ihm die Stellungnahme des Prüfungsorganes zum Sitzungsprotokoll vom 26.2.2015. Da hat er 
gesagt, er ersucht den Prüfer um Stellungnahme. Er geht davon aus, dass ihm das Protokoll vorgelegt wurde, er möchte 
dazu einen schriftlichen Vermerk, dass es ihm vorgelegt wurde.  

Soweit sich die Bürgermeisterin erinnern kann, hat sie die Auskunft von Fr. Weinhäupl erhalten, dass der Prüfer gesagt 
hat, er antwortet, wenn das Ansuchen vom Obmann des Prüfungsausschusses persönlich gestellt ist. Er macht es sonst 
üblicherweise nicht.  

GR Schroll: wenn ich es als Obmann es Prüfungsausschusses über das Protokoll beantrage, dann bekomme ich keine 
Antwort? Das ist für ihn ein offizielles Dokument. Er will von ihm schriftlich haben, dass er keine Stellungnahme abgibt.  

Die Bürgermeisterin antwortet, das werden wir abklären, er bekommt dazu dann die Erklärung.  

 
GR. Sperl: die Anfrage zuerst wegen der Straßenbeleuchtung hat einen Hintergrund; im Prüfbericht wurden uns knapp € 
20.000,- nicht genehmigt.  Diese Investition war nicht bewilligt und deshalb bekommen wir keine Abgangsdeckung. Also 
müssen unsere Enkel diesen Betrag einmal bezahlen, wenn wir wieder aus der Abgangsdeckung heraußen sind. Er 
findet es unverantwortlich, wenn künftig unsere Kinder diese Investition zahlen müssen. Bei der Straßenbeleuchtung ist 
es ähnlich, sie ist nicht so wichtig. Wenn also ganz bewusst Investitionen auf Instandhaltung gebucht werden, obwohl sie 
im Vorjahr auch nicht bewilligt wurde, so ist das nicht richtig.  
 
Fr. Bgm. Scheuringer: für GR. Sperl ist vielleicht die Straßenbeleuchtung nicht wichtig, aber in der Birkenallee wollen die 
Bewohner eine Beleuchtung.  
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Zu diesem TOP gibt es keine weiteren Wortmeldungen.  
 
 
 
 
 
 
 
TOP. 3.) Genehmigung eines Finanzierungsplanes für Bedarfszuweisungsmittel das Projekt                   
               „Straßenbauprogramm 2015“. 
 
 
 
 
Die Bürgermeisterin gibt den Sachverhalt bekannt: 
 
Im August 2014 wurde um Bedarfszuweisungsmittel für den Straßenbau 2015 angesucht.  Nun liegt das Schreiben der 
Landesregierung vor und der Finanzierungsplan sieht folgendermaßen aus:  
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Die Bürgermeisterin stellt den Antrag, dass dieser Finanzierungsplan genehmigt wird.  
 
GV. Arthofer sagt dazu, der Landeszuschuss mit max. € 20.000,- richtet sich nach der Investitionssumme (25 %).   
 
Die Bürgermeisterin lässt abschließend mittels Handzeichen über ihren Antrag abstimmen.  
 
Beschluss: einstimmige Annahme des Antrages.  
 
 
 
 
TOP. 4.) Bericht des Obmannes des Bauausschusses. 
 
 
Bericht vom Obmann des Bauausschusses:  
 
Sitzung am 5.5.2015 mit folgender Tagesordnung:  
Straßenbau- und Sanierungen 2015, Verkehrsregelung im Ortszentrum, Allfälliges.  
 
Leitungskataster, Oktober 2013 Auftrag, Oktober 2014 Schwierigkeiten mit ein Einspielen. 

 
Minderheitenbericht von Sperl:  Zum Vorschlag, die Zufahrtsstraße Himsl in der Zellerstraße zu asphaltieren: Die 

Gemeinde soll versuchen, die für den im Verkehrskonzept 2025 vorgesehenen Geh- und Radweg notwendigen 
Flächen zu bekommen. Bei den Straßensanierungen sollen die Fahrbahnen nur so breit wie notwendig 
asphaltiert werden und links und rechts geschottertes Bankett sein. Einerseits um möglichst wenig Fläche zu 
versiegeln und andererseits um Kosten zu sparen. Die notwendige Fahrbahnbreite wäre 3,5 Meter, was mehr 
ist wäre Schotter-Bankett. Zur Begegnungszone wird er etwas beim betreffenden Punkt sagen.  

 
 
 
 
TOP. 5.) Aufhebung der bestehenden  Verordnung betreffend die Kurzparkzone für den Parkplatz gegenüber dem  
               Gemeindeamt (90 Minuten). 
 
 
Der Obmann des Bauausschusses  GV. Ortner bringt den Sachverhalt zur Kenntnis:  
 
Die Verordnung vom 24.3.1983 betreffend die Kurzparkzone für den Parkplatz gegenüber dem Gemeindeamtsgebäude 
soll aufgehoben  werden.  Die Kurzparkdauer wurde damals mit 90 Minuten festgesetzt.  
GV. Ortner stellt den Antrag auf Aufhebung dieser Kurzparkzonenverordnung. 
 
Die Bürgermeisterin lässt über diesen Antrag von GV. Ortner mittels Handzeichen abstimmen.  
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Beschluss: Der Antrag erhält  25 JA-Stimmen  
 
 
TOP. 6.) Schaffung von Kurzparkzonen im Bereich des Gemeindeamtes (60 Minuten) 
 
 
Die Bürgermeisterin erteilt GV. Ortner das Wort.  
 
Ortner stellt den Antrag, dass gegenüber des Haupteinganges des Gemeindeamtes  eine Kurzparkzone für 5 PKW und 
auf der nördlichen Seite des Gemeindeamtes für 4 PKW geschaffen werden soll. Dauer: Montag bis Freitag von 07.00 – 
18.00 Uhr und Samstag von 07.00 bis 12.00 Uhr. Diese Kurzparkzonen sollen aber nur mit einer  blauen Linie 
gekennzeichnet sein (keine Bodenmarkierung der einzelnen  Abstellplätze).  
 
GR. Berghammer spricht nochmals an, dass keine Parkplatzabgrenzungen in weißer Linie gemacht werden.  
 
GR. Kopfberger  gefällt die kleine Lösung. Er hat folgende Überlegung: wenn die Haussanierung des ehemaligen 
Gasthauses Pöchersdorfer abgeschlossen ist, sollen auch diese 4 Parkplätze mit hineinnehmen werden? Eventuell auch 
die Parkplätze bei der Rotbuche. So wären alle Wünsche abgedeckt.  
 
GV. Ortner sagt, es wurden verschiedene Varianten besprochen, der Ausschuss glaubte, dass damit das Auslangen 
gefunden wird.  
 
GV. Arthofer betont, der Bauausschuss hat bewusst nur diese Flächen vorgeschlagen.  
 
GR. Sperl: Wir haben den Marktplatz als Begegnungszone (keine optische Abgrenzung Gehweg/Straßenverlauf) 
einstimmig beschlossen. Je mehr Autos beim Marktbrunnen parken, umso niedriger wird dort die Aufenthaltsqualität. Die 
Parkmöglichkeit beim Marktbrunnen soll daher zuletzt genutzt werden. Jede Kurzparkzonenregelung, die nicht auch den 
Bereich um den Marktbrunnen erfasst, erhöht dort den Parkdruck. Die Kurzparkzone für den gesamten Marktplatz wurde 
im Ausschuss verworfen, weil „sehr viele Ausnahmegenehmigungen zu erteilen“ wären und damit die Kurzparkzone 
keinen Sinn mehr hat. Meine Nachforschungen haben ergeben, dass Ausnahmegenehmigungen für Arbeitnehmer und 
Unternehmer praktisch nicht genehmigt werden müssen. Die sind nur vorgesehen, wenn das Parken für die Person 
notwendig ist, zum Beispiel für einen Arzt, der zu Notdiensten wegfahren muss. Bei den Ausnahmegenehmigungen für 
die Bewohner ist es nicht so einfach, ich erwarte trotzdem eine Verringerung des Parkdruckes im neuen Kernbereich 
unseres Marktplatzes. Selbst wenn alle derzeitigen Hauptwohnsitz-Dauerparker eine Ausnahmeregelung bekommen, 
verringert sich der Parkdruck. Bisher war eine „große Lösung“ für die Kurzparkzone diskutiert worden, einschließlich 
Pfarrhof und oberer Marktplatz. Es macht aber auch eine viel kleinere Lösung Sinn: Gemeindeamt bis zur Kirche. Die 
Schilder (3x Zone Anfang+Ende) und Markierungen (3x ein blauer Strich über die Straße) sind optisch außerhalb des 
neuen Ortszentrums und stören das Gesamtbild viel weniger, als die Schilder und Markierungen für die nun geplante 
Kurzparkzone westlich und nördlich des Gemeindeamtes. Für beide Varianten ist Voraussetzung, dass der Platz vor der 
südlichen Kirchentüre für Autos gesperrt bleibt. Die Parkplätze zwischen Marktbrunnen und Kirche sollen am wenigsten 
attraktiv sein und erst als letzte benutzt werden.  
 
Die Amtsleiterin bringt den Entwurf der Verordnung zur Kenntnis. 
 
 
Entwurf der Verordnung 

 
Gemäß § 43 Abs. 1 lit. B) Ziff. 1 i.V. mit § 94 d Ziff. 1b und § 25 Abs. 1, StVO 1960 i.d.g.F. sowie § 40 Abs. 2 Ziff. 4 und § 
43 Abs. 1 OÖ. GemO 1990 i.d.g.F. werden mit Beschluss des Gemeinderates der Marktgemeinde Riedau vom ….   
Nachstehende unbefristete Verkehrsanordnungen getroffen: 
 
§ 1  
 
Auf der westlichen Seite des Marktgemeindeamtes (Haupteingang) gegenüber der Straße Parz. Nr. 810/6 wird für  14 
Meter Parkfläche   eine Kurzparkzone mit dem zeitlichen Geltungsbereich „an Werktagen Montag bis Freitag von 07.00 
bis 18.00 Uhr und Samstag von 07.00 bis 12.00 Uhr“ angeordnet. 
 
Auf der nördlichen Seite des Marktgemeindeamtes wird für 15 Meter Parkfläche  auf der Straße Parz. 810/5 eine 
Kurzparkzone mit dem zeitlichen Geltungsbereich „an Werktagen Montag bis Freitag von 07.00 bis 18.00 Uhr und 
Samstag von 07.00  bis 12.00 Uhr“ angeordnet. 
 
Die Kurzparkdauer wird mit 60 Minuten festgesetzt. 
 
§ 2  
Der örtliche Geltungsbereich der unter § 1 angeführten Verkehrsmaßnahme ergibt sich aus dem Lageplan des 
Marktgemeindeamtes Riedau vom 21.5.2015 und bildet einen wesentlichen Bestandteil der Verordnung. 
 
§ 3  
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Die Kundmachung der Verordnung der Kurzparkzone erfolgt gemäß § 44 StVO 1960 i.d.g.F. durch das Anbringen der 
Vorschriftszeichen gemäß § 52 Ziff. 13d und e StVO 1960 i.d.g.F. bzw. den laut § 1 verordneten Zusatztafeln und tritt mit 
deren Anbringung in Kraft. 
 
 
Abschließend lässt die Bürgermeisterin über den Antrag von GV Ortner mittels Handzeichen abstimmen.  
 
Beschluss:  24 JA-Stimmen, 1 Gegenstimme von GR. Sperl  
 
 
Von GV. Ortner wird noch darauf hingewiesen, dass der Behindertenparkplatz derzeit nicht gültig ist, da die Hinweistafel 
aufzustellen ist.  
 
 
 
TOP. 7.) Beratung über Verkehrsregelung Marktplatz: Öffnung einer Fahrspur südlich der Kirche und Schaffung  
              einer neuen Parkordnung zwischen Kirche und Marktbrunnen.  
 
 
Die Bürgermeisterin übergibt an GV. Ortner das Wort. 
 
GV. Ortner: es ist sein Antrag, richtig müsste es heißen:  Beratung und Beschlussfassung, denn er möchte zu einem 
Ergebnis kommen. Es geht darum, eine Fahrspur südlich der Kirche zu öffnen und anschließend an die Abgrenzung 
markierte Parkplätze zu schaffen bis zum Brunnen, also eine Spur vor dem Brunnen. Er hat eine Zeichnung angefertigt. 
Gründe für den Antrag: der Hauptgrund ist, dass man wieder mit dem Kindergartenbus hereinfahren kann, die Tür des 
Busses ist auf der rechten Seite und die Kinder können gefahrlos aussteigen. Das nächste wäre – durch die 
Neuanordnung der Parkplätze wäre ein schöneres Ein- und Ausparken möglich und der neu geschaffene Marktbrunnen 
wäre nicht mehr so gefährdet durch die Ausparker. Und das man das Ganze doch ein wenig „flüssiger“ halten kann. Er 
sieht keine Gefahr eines Durchzugsverkehr. Die Gefährdung von Kirchengeher sieht er nicht, denn wenn jemand da 
steht, wird der Autofahrer nicht durchfahren, so müsste man ja den ganzen Marktplatz absperren. Bei einer 
Veranstaltung kann man das Notwendige absperren, aber normalerweise funktioniert es so, wenn Leute dastehen, 
nimmt der Autofahrer einen anderen Weg. Er kann die Wortmeldungen wie Kreisverkehr nicht nachvollziehen. Weiters 
möchte er, dass der Kindergartenaufgang mittels x parkfrei gehalten wird und zusätzlich noch das x vor der Auffahrt 
Laufenböck, denn diese Auffahrt muss frei bleiben. Das ist sein Antrag, dass man die Regelung dahingehend macht.  
 
GR. Donnerbauer: die Parkplätze wäre nun auf der anderen Seite? 
GV. Ortner: ja 
 
GR. Tallier: Ortner erwähnt Kindergarten immer an erster Stelle. Es hört sich so an, als ob es ein Wunsch vom 
Kindergarten wäre. Wurde der Kindergarten schon befragt? 
 
GV. Ortner: warum sollte der Kindergarten einen Wunsch haben? Das ist eine Verkehrsregelung. Dafür sind wir 
zuständig. Es ist sein persönliches Anliegen. Jeder der logisch denkt sagt, das ist die beste Lösung.  
 
GR Donnerbauer: es wird nicht jedes Kind mit dem Kindergartenbus gebracht. Wenn man mit dem privaten PKW parkt, 
muss das Kind die Straße queren.  
Zwischenruf eines Gemeinderates: es ist keine „Durchzugsstraße“  
GR. Donnerbauer: aber es ist dann eine öffentliche Straße zum Durchfahren. Zum Kindergartenbus muss gesagt 
werden, die Begleitperson ist verpflichtet die Kinder der Pädagogin zu übergeben, die darf sie nicht einfach laufen 
lassen.  
 
Bürgermeisterin Scheuringer: der Bus blieb bisher immer hinten stehen und es hat funktioniert und das jahrelang. Die 
Kinder sind teilweise über die Wiese gelaufen und wir haben eine Begleitperson die aufpasst. Jahrelang hat das gut 
funktioniert. Nur das der Kindergartenbus ein paar Meter weiter nach vor fährt? Es stimmt schon, dass die Kinder dann 
auf dieser Seite aussteigen würden und die Begleitperson mitgeht.  
 
GR. Tallier: GV Ortner hat zwar zweimal dieses Thema aufgegriffen, aber sie hat es nicht so ernst genommen, dass es 
so „brennt“ und jetzt auf die Tagesordnung kommt und gleich abgestimmt wird. Die Bevölkerung weiß nicht Bescheid 
und ihrer Meinung nach gehört der Pfarrgemeinderat mit eingebunden.  
 
GV. Ortner: es ist ihre Sache, wenn sie es nicht ernst nimmt. Es ist nicht richtig, dass nie mit jemanden von 
Pfarrgemeinderat gesprochen wurde. Herr Daringer hat schon lange gewusst, was sein Anliegen ist.  
 
 
GR. Payrleitner: wenn ich den Kindergartenbus so fahren lasse wie vorgesehen, die Autos parken, dann können andere 
private Autos können nicht mehr vorbeifahren und müssen stehen bleiben. Dann fahren sie rund um den Brunnen.  
 
GV. Ortner: die müssen warten bis der Kindergartenbus wieder wegfährt.    
 
GV. Ruhmanseder: schaut euch die Skizze an von GV. Arthofer. 
 



F:\ablage\004\01-Gemeinderat\Sitzungsprotokolle\2015\20150521.doc - Seite 15 von 35 

GR. Donnerbauer: bist jetzt gab es für die Gemeinderatsmitglieder keine Skizze, er ist leider nicht auf Facebook.  
GR. Ebner: ich wollte mich nur GR. Tallier anschließen, sie hat nicht mitbekommen, dass es hier ein ernsthaftes Problem 
gibt. Auch die Bevölkerung sagt, warum wollt ihr aufmachen? Wenn es um den Kindergartenbus geht, der kann auch 
nach dem Brunnen parken, die Kinder steigen auf der richtigen Seite aus und gehen zum Kindergarten. Wenn jemand 
beim Brunnen anfährt ist er selbst Schuld. Wenn man an einen Stein anfährt, ist man auch selber Schuld und der Stein 
ist deswegen nicht weg. Sie hat das Gefühl es geht um den Brunnen weil Leute anfahren.  
 
Zuhörer Donnerbauer Katharina: was sie entsetzt ist, dass für eine Marktplatzgestaltung € 130.000 ausgegeben werden, 
wo sich Gemeindebürger wohlfühlen sollen. GV. Ortner wünscht sich, dass man mit dem Rollator gut gehen kann. Wenn 
man langsam durchgehen muss, soll nicht ein Auto daneben vorbeifahren. Sie sieht es bei Peter, dass das nicht schnell 
geht. Für diesen wirklich schönen Marktplatz soll nun eine Durchzugsstraße gemacht werden, damit der Brunnen 
geschützt wird und nicht der Mensch. Wo bleibt da die Verantwortung gegenüber dem Bürger? Sie versteht das nicht.  
 
GV. Ortner: die „Durchzugsstraße“ ist Blödsinn, die kommt nicht. Früher war ganz offen.  
 
Zuhörer Donnerbauer Katharina: was sagst du, wenn der erste Fußgeher angefahren wird?  
 
GR. Ebner: es wurde schon ein Kind angefahren. 
 
GV. Ortner: es ist nicht angefahren worden. 
 
GR. Ebner: es ist ein Auto durchgefahren und hat das Kind angefahren. Das Kind hatte Glück, dass nichts passiert ist, 
aber es wurde angefahren.  
 
GV. Ortner: damals war noch zur Gänze geöffnet.  
 
Bürgermeisterin Scheuringer: die sanierte Marienstatue wurde aufgestellt, dann haben wir die Autos vor dieser Statue 
stehen, wenn es nach dem vorgezeigten Plan geht.  
 
GV. Arthofer: zur Begegnungszone: wenn der Platz draußen vollkommen zugeparkt ist, stehen die Autos kreuz und quer. 
Was ist schöner, wenn sie in einer Reihe stehen oder kreuz und quer am Platz.  
 
Bürgermeisterin: es wird da leicht übertrieben, denn der Parkplatz ist nicht immer zugeparkt. Nur zur Stoßzeit sind viele 
Autos, ansonsten sind Parkplätze da. Wenn sie tagsüber auf den Parkplatz vom Fenster hinausschaut, ist fast immer 
was frei. An Stoßzeiten am Freitag nachmittag und Samstag vormittag tut sich was, aber ansonsten passt es.  
 
GV. Ruhmanseder: der Antrag von GV. Ortner ist nichts Neues. Er hat in der letzten Periode fast wortgleich denselben 
Antrag gestellt. Er ist für die Öffnung, außerdem kommt es durch die Verzweigung zu einer Verkehrsberuhigung.  
 
Zuhörerin Laufenböck Gabi: ist der Hauptgrund der Brunnen? 
 
Bürgermeisterin: es hört sich so an, dass der Hauptgrund für die Öffnung der Kindergartenbus ist  und dann kommt der 
Brunnen.  
 
Zuhörerin Laufenböck Gabi: wir müssen ja wissen was wir der Bevölkerung antworten wenn sie die Frage stellen warum 
die Straße geöffnet werden soll: also wegen dem Kindergartenbus und dem Brunnen.  
 
GR. Schneglberger: ich bin für die Öffnung der Spur. Es wurde niemand gefragt als zugemacht wurde. Er weiß, dass 
eine Vielzahl der Bevölkerung für die Öffnung ist, man tut sich schwer beim Ausparken, man muss rückwärts fahren, es 
ist umständlich. Das ist belästigend. Auch die Mehrheit der Jugend sieht es so.    
 
GR. Berghammer: er hat es genau anders gehört, er hat auch mit vielen Personen geredet, auch mit einigen Jungen. Die 
sagen, es ist Wahnsinn, gerade wenn wir sagen es soll eine beruhigende Zone werden. Ihm wäre recht gewesen, dass 
auch dieser Platz Kurzparkzone geworden wäre. Zu GV. Ortner: du hast gesagt, da muss man eine Einbahn machen. 
Wenn Leute dort stehen, kann keiner mehr durchfahren. Du musst eine Einbahnstraße machen, denn ansonsten muss 
einer zurückfahren.  
 
Bürgermeisterin Scheuringer: zum Verständnis – es wird eine Einbahn, oder? 
 
GV. Ortner: man muss keine Einbahn machen. Es ergibt sich automatisch, wenn ich nur eine Fahrspur aufmache.  
 
GR. Berghammer: wenn jetzt „Kirchenleute“ heraußen stehen, wird der Autofahrer doch nicht fahren und die Leute 
drängen, dass sie „umstehen“. Wie kann ich in den Parkplatz einparken wenn ich von der anderen Seite komme? 
 
GV. Ortner: man kann auch rückwärts einparken.  
  
GR. Eichinger: am Dienstag gehen ihre Kinder tanzen, viele Autos stehen kreuz und quer bei der Musikschule. Es wäre 
gut, wenn man zu Stoßzeiten dann dort abbiegen und nach vorne fahren könnte. Es wäre praktisch, wenn vorne auch 
drei bis vier Autos parken könnten.  
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GR. Tallier: man kann auch ein Stückchen zu Fuß gehen. Es gibt viele Parkplätze z.B. beim Lignorama. Da bewegt man 
sich ein bischen und man bringt die Kinder bis  vor die Haustüre. 
 
Bürgermeisterin Scheuringer: auch die Kindergartenkinder müssten ein paar Schritte mehr gehen, wenn der Bus weiter 
vorne stehen bleibt.  
 
GR. Krupa: das hat damit nichts zu tun. Die Kinder sind vorne am vorgesehenen Platz ausgestiegen und Richtung 
Musikschule gelaufen. Dort fahren die Autos „wie die Irren“.  
 
Bürgermeisterin: deshalb gibt es die Betreuungsperson, die aufzupassen hat.  
 
Vizebgm. Mitter: er findet es befremdend, dass man das jetzt so machen will. GV. Ortner hätte vor der Planung der 
Marktplatzgestaltung kommen müssen, dann hätte man sich viel Geld gespart und wir hätten es nicht so machen 
müssen. Was er da vorhat ist eine Katastrophe. Er hat jetzt gehört, der Brunnen und der Kindergartenbus sind die 
Gründe. Er hat ihm wirklich keinen guten Grund sagen können, warum man das jetzt will. Wahrscheinlich haben ihn viele 
angesprochen wegen des Brunnens weil sie angefahren sind.  
 
GV. Schabetsberger: er findet es gut, dass diskutiert wird, aber er findet es nicht gut, dass Dinge herangezogen werden, 
wo es einem „die Haare aufstellt“. Einige Dinge gehören klargestellt: die Öffnung wurde diskutiert bei der 
Marktplatzgestaltung, weil es wurde immer gesagt, wenn wir das machen, machen wir auch das „Drumherum“ und da 
gehört die Öffnung mit dazu. Weil es immer wieder heißt, da stehen die Kirchenbesucher und da kann man keine 
Veranstaltungen mehr machen: hier sitzt keiner der keinen Führerschein hat und wenn ihr euch recht erinnert, ist man 
laut StVO verpflichtet bei einer Veranstaltung jeglich Art dass man zu Warten hat. Du hast nicht das Recht 
durchzufahren. Wenn die Leute aus der Kirche heraustreten und stehe dort, muss der Autofahrer warten. Die Gefahr, 
dass Kirchenbesucher „zusammengefahren“ werden besteht sicher nicht. Punkt Abstand zum Kirchenabgang:  in Zell ist 
die Landesstraße weiter beim Haupteingang  als in Riedau. Er kommt oft nach Zell am Sonntag vormittag, die 
Kirchengeher stehen dort teilweise auf der Straße und es wurde noch niemand zusammengefahren. Jeder hat Rücksicht 
genommen und es funktioniert. Abstand ist sicher genug, warten kann auch jeder. In punkto Verkehrsberuhigung wird er 
dafür eintreten und nicht dagegen. Wenn jemand parken will, dann fährt er sicherlich nicht herein, weil er sich drei Meter 
weg erspart.  
 
Bgmin Scheuringer:  vor Jahren haben Architekten den Marktplatz geplant, alle drei Architekten haben bei der Kirche 
eine Verkehrsberuhigung gemacht; sie haben sogar eine Ausweitung des Platzes vor der Kirche vorgeschlagen, nicht 
eine Straße. 
 
Schabetsberger: dann musst du aber das ganze Konzept so umsetzen wie es geplant ist. Das wäre dann ein Platz 
geworden der geschlossen ist. Ich kann nicht eine halbe Sache aus dem Zusammenhang reißen. Wir haben jetzt eine 
andere Situation, jetzt ist der Hauptplatz vorne und bei der Kirche soll man vorbeifahren können, damit  der Platz leichter 
zu erschließen ist. Wir haben dort sicherlich nicht mehr als 10 Autos in der Stunde im Schnitt fahren. 
 
Bgmin Scheuringer: so kann man das nicht sagen. Laut den Plänen ist auch hier vorne ein breiter Platz und dann gibt es 
eine Wölbung, wo man Richtung Gintenreiter noch mehr Platz schafft. Das ist dann eine Einheit. Wenn wir Geld haben, 
können wir den Platz bei der Kirche noch machen. 
 
GR. Schärfl: als Bewohner möchte er sagen, früher, wenn die Leute geparkt haben, im Winter, hat er immer gehört, wie 
es gekracht hat, denn sie musste rückwärts herausfinden. Es ist nicht nur wegen des Brunnens oder Kindergarten, 
sondern dass sich der Autofahrer leichter tut. Auch ältere Leute tun sich schwer beim Ausparken. Es „zieht“ sowieso 
keiner durch, denn die Blumentröge bleiben bestehen, dass man wirklich nur bei dieser einen Spurt ein- oder ausfahren 
kann. Bei der Kirchentür passiert gar nichts. Da kann kein Auto fahren.  
 
Bgmin Scheuringer: wer kann sagen, wie breit die Spur ist? 
 
GV. Ortner: definitiv wäre die Spur 2,5 m breit, es verbleiben 4,5 Meter. Die Kirchenleute haben dort Platz.  
 
GR. Payrleitner: war von Anfang an dabei bei der Planung der Parkplätze. Bei der ersten Bauausschusssitzung für die 
Marktplatzgestaltung war die Frage, wie machen wir die Parkplätze? Es wurde geschaut, wie kann man einparken und 
ausparken. Es hat geheißen, wir beobachten und machen keine Linien, denn ansonsten wird alles wieder wie beim alten 
Marktplatz.  Es gibt keine gezogenen Linien.  
 
GV. Ortner: wenn man irgendwo hinkommt, orientiert man sich, wo man parken kann. Ältere Leute suchen eine 
Parkplatzmöglichkeit durch Kennzeichnung.  
 
GR. Kopfberger: für ihn ist die Sinnhaftigkeit trotz dieser Beiträge und Diskussionen bis jetzt nicht erkennbar. Karin führte 
an, es gibt teilweise Probleme mit dem Parken vor der Musikschule. Ein massives Verkehrs- und Parkproblem, was wir 
nur durch die Öffnung dieser Straße lösen könnten, das sieht er aber nicht so. Er kann sich in der Praxis nicht vorstellen, 
wenn man in beiden Richtungen fahren kann. Er kann sich nicht vorstellen, wie das funktionieren soll. Wenn Parkplätze 
belegt sein und von beiden Seiten wird hineingefahren, muss einer, eventuell auch einmal und eingeübter PKW-Fahrer, 
rückwärts schieben. Das ist genauso ein Problem wie geschildert wurde mit dem Ein- und Ausparken. Laut Statistik der 
Musik haben wir im Jahr zwischen 15-20 Begräbnisse. Der Begräbniszug, wenn wir in Zukunft dort parken, auf der 
Fahrbahn aufstellen und ob dies sinnvoll ist? Zu dieser Situation muss man dazurechnen, wir haben 52 Sonntage und 
Feiertage und auch zu dieser Zeit haben die weniger Platz vor der Kirche. Das erwähnte Kreuz  was man auf der Straße 
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machen muss vor dem Zugang Kindergarten – wäre das auf den Parkplatzbereich? Was mach es für einen Sinn auf der 
Fahrbahn ein X zu machen als Hinweis, ich darf dort nicht parken. Das brauche ich nicht, denn wenn der 
Kindergartenbus kommt, der schaltet die Warnblinkanlagen ein und dann kommt der Verkehr zum Stillstand. Die 
anderen müssen solange warten.  Es könnte auch sein, dass der Kindergartenbus dort steht und es fährt ein PKW ein. 
Der Kindergartenbus ist dann blockiert, einer muss zurückfahren. Er möchte weiters argumentieren, ob der Marktplatz 
mit der Öffnung dieser Fahrbahn am Abend sicherer wird, wenn man ihn queren will? Da muss man nicht nur an die 
Hauptstraße denken, sondern ich muss eine zweite Fahrbahn überqueren und die Autos können von beiden Seiten 
kommen.  Wurde die Aufmauerung des Brunnens in dieser Form im Bauausschuss beschlossen? Ist das vielleicht nicht 
die optimale Lösung für die weitere Entwicklung und Situation. 
 
GV. Schabetsberger: Aufbau des Brunnens - es waren alle Fraktionsobmänner  dort und die Bürgermeisterin sowie der 
Vizebürgermeister. Es wurde einstimmig gesagt, es wird gemacht, denn es gibt dazu Kosten von rund € 10.000,-. Diese 
Entscheidung haben wir uns nicht leicht gemacht. Aufgrund der Historie, dass es der älteste Brunnen war, wurde gesagt, 
wir wollen ihn wiederbeleben lassen, weil er zum Marktplatz dazugehört.  
 
GR. Kopfberger: das stimmt nicht ganz, er hat mit vielen Senioren gesprochen, der Brunnen war weiter hinten. 
Seiner Meinung nach schaffen wir mit der Öffnung der Fahrbahn keine Verbesserung. Für ihn ist es ein Wahnsinn, wenn 
mit einem Mehrheitsbeschluss so eine wichtige Entscheidung getroffen wird.  
 
Zuhörer Daringer: zur Wortmeldung von GV. Schabetsberger: jeder Autofahrer muss sowieso stehenbleiben, wenn Leute 
dort stehen. Das „MUSS“ müsste seiner Meinung nach auf „MÜSSTE“ geändert werden. Was hat jemand davon, wenn 
er angefahren wurde? Zu diesem Zeitpunkt ist es zu spät. Zur Wortmeldung von GR. Schneglberger: er hat nicht 
gewusst, dass man bereits seit 1998 nicht mehr durchfahren kann. 2003 wurde diese offizielle Beschlussfassung von 
irgend jemand bewirkt. Bürgermeister Demmelbauer hat seinerzeit einen Ministrant bei der Kirchentür vor einem Auto 
abgefangen, dieser wäre komplett ins Auto gerannt. Jetzt kam die Klage: damals wurden auch die Leute nicht befragt. 
Mag schon sein, aber will man denselben Fehler wieder machen? Fragen wir wieder die Leute nicht? Er hat einige Bilder 
vorbereitet, die gezeigt werden gezeigt. GV. Ortner sagte „man kann es sich richten wie man will“. Legt der Gemeinderat 
wirklich keinen Wert auf Meldungen von jungen Nicht-Kirchengeher, die auf Facebook schreiben „von der Messe direkt 
in den Friedhof“? Eine gute Wortmeldung. Oder „auch wenn´s mich nicht trifft, da ich eh nicht in der Kirche bin, aber wie 
will man am Sonntag oder noch schlimmer bei Begräbnissen mit der Kombination Kirchbesucher und Autofahrer 
umgehen?  Junge Leute, auch wenn sie keine Kirchbesucher sind, denken über den Platz vor der Kirche nach.  
 
GV. Ortner: Bei den Diskussionen sind Sachen künstlich aufgebauscht worden. Es geht bei der Öffnung  darum, dass 
man eine Ordnung hineinbekommt, das man einen gefahrenfreien Zufahrt für den Kindergartenbus bekommt . Es ist kein 
Affront gegen die Kirche und die Kirchengeher, weil dadurch, dass noch ein abgesicherter Platz freibleibt, ist die Gefahr 
nicht gegeben, dass jemand zusammengefahren wird. Ansonsten müsste man den ganzen Marktplatz autofrei machen, 
egal wo ich gehe, ich kann überall zusammengefahren werden. Er glaubt nicht, dass das die große Gefahr ist. Sein 
Antrag lautet: Öffnung einer 2,5 m breiten Fahrspur, Schaffung von Parkplätze von Absperrung weg bis Brunnen und 
Kennzeichnung der Zugänge Kindergarten und Laufenböck.  

 Foto von GR. Sperl 
 
Bgmin Scheuringer: möchte abschließend sagen, der Gemeinderat hat nun extrem viele Sachen gehört, teilweise auch 
Unklarheiten wie Parkplätze, keine Einbahn sondern beidseitig befahrbar, auch das Aufmalen der X, machen wir diese? 
Es sind viele Sachen, die nochmals abgemessen und besprochen gehörten usw. Wir wollen doch nicht parteipolitisch 
arbeiten. Wir wollen doch, dass alle Riedauer und die Besucher den Markt- und Kirchenplatz nutzen können. Seid ihr 
euch alle so einig, dass wir bereits einen Beschluss herbeiführen? Es ist traurig und sie ist maßlos enttäuscht, wenn jetzt 
definitiv ein Beschluss bewirkt wird.  
 
GR. Schroll will, dass festgehalten wird, dass definitiv mit Trögen abgesperrt ist.  
 
Die Amtsleiterin bittet um den Plan und ersucht, dass die Tröge eingezeichnet werden als Beiblatt zum Protokoll (leider 
noch nicht übergeben).  
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GR. Tallier: das ist ein Zeichen, dass es keinen definitiven Plan mit eingezeichneten Trögen gibt.  
 
GV. Arthofer: wir haben sehr wohl im Vorhinein diskutiert, ob die Straße aufgemacht wird.  Es wurde bei der ersten 
Begehung des Bauausschusses gesagt, dass geöffnet werden sollte. Es war immer ein Thema im Bauausschuss.  
 
GR. Sperl: Der Antrag von GR. Ortner lautet, dass die Fahrspur aufgemacht wird. Ich stelle den Zusatzantrag (nur 
wirksam, wenn es zu einem positiven Beschluss kommt), dass diese Entscheidung einer Volksbefragung unterzogen 
wird am 27.9. 2015.  
 
GR. Desch: über eine Volksbefragung wurde jetzt überhaupt nicht diskutiert. Es wird von manchen Volksvertretern eine 
Befragung nicht gewollt.   
 
Bgmin Scheuringer: da möchte sie jetzt wirklich ins Detail gehen. Die Bürgermeisterin möchte mit einem Zusatzantrag 
eine Befragung der Bevölkerung erwirken. Eine breite Bürgerbefragung, das wäre ihr Wunsch. Sie kann aber da nicht ein 
Beiblatt bei der Gemeindenachricht dazulegen, denn in einem Haushalt sind viele Personen, auf einem Beiblatt kann 
einer abhacken und sagen, ich will oder ich will nicht. Es muss eine breite Bevölkerungsbefragung werden von Alt und 
Jung. Dann enttäuschen wir die Bevölkerung nicht. Das Ergebnis muss zur Kenntnis genommen werden.  
 
GR. Schroll erinnert euch an die Volksbefragung. Damals sagten wir: jetzt haben wir soviele gewählt, die entscheiden 
sollen. Jetzt machen wir dasselbe? Stimmen wir jetzt bitte ab.  
 
Zuhörer Donnerbauer: für ihn hört es sich an, als ob sie sich dafür fürchten.  
 
GR. Kopfberger: warum keine Bürgerbefragung? Im Landtag wurde beschlossen, dass Bürgerbeteiligung sehr stark 
herabgesetzt wurden. 6-7 % der Bürger können verlangen, dass eine Bürgerbeteiligung gemacht wird, das ist ganz 
aktuell. GR Schroll spricht sich jetzt dagegen aus. Wenn diese wichtige Entscheidung mit Mehrheitsbeschluss 
durchgedruckt wird, ist es zwar demokratisch, aber nicht bürgernahe. Zur Präzisierung, er kann sich nicht vorstellen, 
dass das in beiden Richtungen funktionieren kann.   
 
Bgmin Scheuringer möchte eine Vertagung, Bürgerbefragung und dann Entscheidung. Sie stellt den Antrag auf 
Vertagung. Die Tröge sollten so aufgestellt werden, wie kommen die Parkplätze usw. Eine Vertagung und wirklich die 
Bürger befragen. Dann gehen wir wieder in den Gemeinderat.  
 
GV. Ortner: dann stelle den Antrag auf Vertagung und dann lass über meinen Antrag abstimmen.  
 
GR. Trilsam: es ist schon ein wenig ein „Bauchgefühl“, man muss schon die Bevölkerung auch befragen.  
 
Bürgermeisterin Scheuringer stellt den Antrag auf Vertagung.  
 
Vizebgm. Mitter stellt den Antrag auf geheime Abstimmung des Hauptantrages. 
 
Zuerst lässt die Bürgermeisterin über ihren Antrag auf Vertagung mittels Handzeichen abstimmen 
 
Beschluss für Vertagung: 13 JA-Stimmen von  GR. Humer, GR. Tallier, GR. Kopfberger, GR. Ebner, GR. Berghammer,  
                                               GR. Donnerbauer, Vizebgm.  Mitter, Bgm. Scheuringer, GR. Kraft, GR. Payrleitner, GR.  
                                                Trilsam, GR.  Mayrhuber, GR. Sperl.   
                                             12 NEIN-Stimmen von GR. Schroll, GR. Ing. Unterortner, GV. Arthofer jun., GR. Eichinger,  
                                                  GV. Schabetsberger, GV. Ortner, GR. Arthofer sen., GR. Schärfl, GR. Desch,  
                                                  GR. Schneglberger, GV. Ruhmanseder, GR. Krupa 
 
Somit ist dieser Punkt vertagt. 
 
 
Die Zuhörer verlassen den Sitzungssaal  
 
 
 
 
 
 
TOP. 6.) Genehmigung einer Verordnung betreffend Übertragung verfahrensrechtlicher Entscheidungen bei  
               Erhebung einer Bescheidbeschwerde gem. Art. 132 Abs. 1 Z 1 B-VG .  

 
 

Sachverhaltsdarstellung durch die Bürgermeisterin:  
 
Auf der Grundlage der Europäischen Menschenrechtskonvention und der Grundrechtscharta der Europäischen Union 
war es erforderlich, hoheitliche Entscheidungen, wozu insbesondere jene des Verwaltungsrechts zu zählen sind, im 
Rechtsmittelweg durch Gerichte überprüfen zu lassen. Die Einführung der Unabhängigen Verwaltungssenate entsprach 
diesbezüglich zwar der Forderung nach Weisungsunabhängigkeit der Rechtsmittelinstanzen, nach Ansicht einiger 
Mitgliedstaaten waren dadurch aber keine „echten“ Tribunale geschaffen worden. Die führte in der Praxis zu dieversen 
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Schwierigkeiten und internationalen Vollzugsproblemen. Mit der Verwaltungsgerichtsbarkeitsnovelle 2012 wurden die 
bestehenden weisungsfreien Rechtsschutzbehörden durch Verwaltungsgerichte abgelöst. Rechtstechnisch bedient sich 
der Verfahrensgesetzgeber einer spezialnormativen Neukodifikation des Verfahrens auf der Grundlage der von der 
Behörde anzuwendenden Verwaltungsverfahrensbestimmungen. 
 
Die Rolle der belangten Behörde: 
Vorverfahren: Eine Beschwerde ist bei der Behörde einzubringen. Im Beschwerdeverfahren hat diese (neben einigen 
formalen Prüfungspflichten) im Rahmen des Vorverfahrens nochmals Gelegenheit, im Rahmen des 
Beschwerdevorbringens allfällige „Fehler“ zu korrigieren (Beschwerdevorentscheidung).  Im Verfahren zur Kontrolle von 
Maßnahmen ist ein Vorverfahren nicht vorgesehen. Im Säumnisverfahren hat die belangte Behörde Gelegenheit, den 
ausständigen Bescheid innerhalb von 3 Monaten nachzuholen.  
Die belangte Behörde hat, wie der Beschwerdeführer, Parteistellung im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht. Die 
Behördenfunktion endet also mit der Vorlage des Aktes an das Verwaltungsgericht.  
 
Eine Beschwerde ist innerhalb von 4 Wochen ab Zustellung des Bescheides einzubringen und ist bei der Behörde 
einzubringen, die den Bescheid erlassen hat, da diese im Rahmen des Vorverfahrens nach der Möglichkeit der 
Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung Gebraucht macht.  
Bei Einlagen einer Beschwerde kann die Behörde ihre Entscheidung innerhalb von 2 Monaten als verspätet oder 
unzulässig zurückweisen oder die Beschwerde im Rahmen des Beschwerdevorbringens (Gründe und Begehren) 
abändern.  
 
Erfolgt nun eine Übertragung gem. § 43 Abs. 4 OÖ. GemO an die Bürgermeisterin, so kann das Verfahren schneller 
bearbeiten werden, da ansonsten kurzfristig Gemeinderatssitzungen einzuberufen sind und mit folgenden „Beschlüssen“: 
Ein Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung wurden gestellt? Ja/nein    
   Wenn ja – dem Antrag auf aufschiebende Wirkung der Beschwerde wird entsprochen? Ja/nein 
Von einer Beschwerdevorentscheidung wird abgesehen?   Ja/nein 
Es wird ein Widerspruch nach § 28 Abs. 3 VwGVG erhoben? Ja/nein 
Bericht an den Gemeinderat in der Sitzung vom …..  
 
GR. Sperl: Ist dies eine Verpflichtung, auch wenn sie die Übertragung  genehmigen?  
 
Amtsleiterin:  nein  
 
Die Bürgermeisterin stellt den Antrag auf Genehmigung und lässt mittels Handzeichen abstimmen.  
 
Beschluss:  5 JA-Stimmen von GR. Sperl, GR. Mayrhuber, GR. Kopfberger, GR. Ebner und GR. Donnerbauer. 
      17 NEIN-Stimmen von Bgm. Scheuringer, Vizebgm. Mitter, GR. Trilsam, GR. Payrleitner, GR. Kraft, GR.  
                        Schneglberger, GR. Desch, GR. Humer, GR. Schärfl, GR. Arthofer sen., GV. Ortner, GV.  
                        Schabetsberger, GR. Eichinger, GR. Schroll, GR. Unterortner, GV. Arthofer jun., GR. Krupa 
     3 Stimmenthaltungen von GV Ruhmanseder, GR. Tallier und GR. Berghammer 
 

Der Antrag ist somit nicht angenommen.  
 

 
 
GV. Ortner und GV. Ruhmanseder verlassen das Sitzungszimmer.  
 
 
TOP. 7.) Genehmigung eines Fördervertrages mit dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft  
               betreffend ABA BA 5, Leitungskataster.  
 
 
Die Bürgermeisterin gibt den Sachverhalt bekannt:  
 
Von der Kommunalkredit, die Umweltförderung des BMLFUW,  wurde ein Förderantrag für die 
Abwasserbeseitigungsanlage BA 5 Leitungskataster eingereicht, welcher positiv beurteilt wurde. Im nächsten Schritt soll 
nun ein Fördervertrag mit der KPC angeschlossen werden. Die Unterlagen wurden den Fraktionsführern vollinhaltlich zur 
Kenntnis gebracht. Sie stellt den Antrag auf Genehmigung.  
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Abschließend lässt die Bürgermeisterin über ihren Antrag mit Handzeichen abstimmen.   
  
  
Beschluss: 23 JA-Stimmen, GV Ortner und GV Ruhmanseder sind nicht im Sitzungszimmer.   
  
  
GV. Ortner betritt das Sitzungszimmer.   
  
  
  
  
TOP. 8.) Bericht des Obmannes des Wohnungsausschusses.   
  
Bericht des Obmannes des Wohnungsausschusses GV. Schabetsberger:   
  
Am 19.5.2015 wurde in der Sitzung des Wohnungsausschusses am 19.5.folgende Tagesordnung behandelt:   

1. Vergabe einer Mietwohnung im ISG-Wohnblock in 4752 Riedau, Zellerstraße 41, Wohnung Nr. 7  im 2. Obergeschoß, (2 

Kinderzimmer); Nutzflächenausmaß 99,01 m²  
2. Vergabe einer Mietwohnung im ISG-Wohnblock in 4752 Riedau, Marktplatz 84-85, Wohnung Nr. 5  BETREUBARES 

WOHNEN, im Erdgeschoß; Nutzflächenausmaß 56,35 m²  
3. Vergabe einer Mietwohnung im ISG-Wohnblock in 4752 Riedau, Pittnerstraße 25, Wohnung Nr. 6  im 1. Obergeschoß, 

(1Kinderzimmer); Nutzflächenausmaß 82,74 m²  
4. Vergabe einer Mietwohnung im ISG-Wohnblock in 4752 Riedau, Pittnerstraße 25, Wohnung Nr. 2  im Erdgeschoß, (kein 

Kinderzimmer); Nutzflächenausmaß 64,76 m² ( 
5. Allfälliges.  

  
  
  
  
TOP. 11.) Vergabe von drei ISG-Wohnungen und einer Wohnung im Betreubaren Wohnen.   
  
  
GV. Schabetsberger stellt den Antrag, dass die freien Wohnung laut Vorschlag des Wohnungsausschusses vergeben 
werden und zwar:   
  
Vergabe einer Mietwohnung im ISG-Wohnblock in 4752 Riedau, Zellerstraße 41, Wohnung Nr. 7  im 2. Obergeschoß, (2 

Kinderzimmer); Nutzflächenausmaß 99,01 m². Vergabe an D****** Claudia, kein Ersatz  
  
Vergabe einer Mietwohnung im ISG-Wohnblock in 4752 Riedau, Marktplatz 84-85, Wohnung Nr. 5  BETREUBARES WOHNEN, im 

Erdgeschoß; Nutzflächenausmaß 56,35 m². Vergabe an L****** Paula, Ersatz Frau L******* Anna  
  
Vergabe einer Mietwohnung im ISG-Wohnblock in 4752 Riedau, Pittnerstraße 25, Wohnung Nr. 2  im Erdgeschoß, (kein 

Kinderzimmer); Nutzflächenausmaß 64,76 m². Vergabe an Frau L****** Anna, Ersatz Frau H**** Elfriede.  
  
  
Beschluss: Der Antrag erhält 24 JA-Stimmen, GV. Ruhmanseder ist nicht im Sitzungszimmer  
  
GV. Ruhmanseder betritt das Sitzungszimmer.    
  
  
  
TOP. 12.) Resolution bezüglich Entwicklung eines Models „5x5“ für leistbares Wohnen für junge Menschen.  
  
  
Die Bürgermeisterin ersucht GV. Arthofer um Berichterstattung.  
GV. Arthofer bringt den Sachverhalt lt. Information zur Kenntnis. Er stellt den Antrag, diese Resolution vollinhaltlich zu 
genehmigen:  

  
Das Modell „5 x 5 – Junges Wohnen“, ist eine Unterstützungsmöglichkeit für junge 

Erwachsene zur Gründung ihres ersten Hausstandes. Es soll in Zeiten kontinuierlich stark 

steigender Mietpreise  in Oberösterreich die ersten eigenen vier Wände leistbar machen. Das 

Modell ist missbrauchssicher, insbesondere gegen „Mitnahmeeffekte“ durch Vermieter, da die 

einzelnen Gemeinden in Abstimmung mit Wohnbaugenossenschaften und Privatvermietern 

einerseits und der Wohnbauabteilung des Landes OÖ als  
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Fördergeber andererseits, die für eine Förderung in Frage kommenden Objekte 

festlegen. Dadurch sind die Kosten des Landes für die Förderung kalkulierbar. 

Beim Modell „5 x 5 – Junges Wohnen“ sollen keinesfalls „Uraltwohnungen“ herangezogen 

werden. Die ausschließliche Festlegung auf Mietwohnungen der Ausstattungskategorie A 

oder B gemäß Mietrechtsgesetz garantiert den angemessenen Standard. 

Konkret gelten für das Modell „5 x 5 – Junges Wohnen“ folgende Regeln: 
 

§    Eine fixe Miete von 5 Euro/m² brutto inkl. Betriebskosten (kalt) für den Mieter - die 

Differenz auf den eigentlichen Mietpreis übernimmt das Land OÖ 

§    Für Junge zwischen 18 und 30 Jahren 

§    Für einen Zeitraum bis zu 5 Jahren 

§    Einmalige Inanspruchnahme möglich 

§ Förderung für Wohnungen der Ausstattungskategorie A oder B gemäß 

Mietrechtsgesetz möglich 

§    Heranziehung verfügbarer Wohnungen – zum Beispiel aktuelle Leerstände 

§    Hauptwohnsitz bereits in der Gemeinde oder wird neu in der Gemeinde 
angemeldet 

§    Wohnungsgröße maximal 60 m² plus weitere 10m² pro zusätzlicher Person 

§    Maximales Haushaltseinkommen bis Euro 1.400 netto (=19.600 netto jährlich) für 
1 

Person 

§    Maximales Haushaltseinkommen bis Euro 1.900 netto (=26.600 netto 
jährlich) für 2 

Personen zuzüglich Euro 350 netto für jede weitere Person oder Kind 

§ Nach Ablauf des 5-Jahres-Zeitraums kann Wohnung zu Normalmiete 

weiterbewohnt werden 

§ Keine zusätzliche Gewährung von Wohnbeihilfe – aber es gilt ein 

Verschlechterungsverbot – sollte  die Wohnbeihilfen-Regelung im Einzelfall 

günstiger kommen, dann gilt diese 

 
Beispiel: 
Wenn die marktübliche Miete einer Wohnung 8 Euro/m² inkl. Betriebskosten (kalt) wäre, dann  

müsste das Land 3 Euro/m² zuschießen, um eine „5 x 5“ Wohnung zu ermöglichen. Die 

Gesamtkosten für ein Jahr würden bei einer 60-Quadratmeter-Wohnung 2.160 Euro 

betragen. Mit einem Budgetvolumen von zirka 2,2 Millionen Euro könnten demzufolge 1.000 

„5 x 5 – Junge  Wohnungen“ vom Land Oberösterreich finanziert werden. Der tatsächliche 

Kostenpunkt dürfte jedoch  deutlich niedriger liegen, weil nicht alle Wohnungen der 

Maximalgröße entsprechen werden und zudem ein Teil der Förderung durch den Wegfall 

der Wohnbeihilfe kompensiert würde. 
 

Konkret bietet das Modell „5 x 5 –Junges Wohnen“ folgende Vorteile gegenüber dem 
Modell 
des Landes Oberösterreich: 

 
§    Wohnungen die am Markt sind, können sofort eingesetzt werden 

§    Überschaubare Kosten für MieterInnen und öffentliche Hand 



F:\ablage\004\01-Gemeinderat\Sitzungsprotokolle\2015\20150521.doc - Seite 29 von 35 

§    Gemeinde hat Gestaltungsspielraum durch Auswahl der Objekte 

§    Keine Kosten für die Gemeinden – es muss kein Grund durch die Gemeinde zur 

Verfügung gestellt werden 

§    Auch Einzelwohnungen oder Häuser mit wenigen Wohnungen können zu „5 x 5 – 
Junges 

Wohnen“ werden 

§ Für „5 x 5 –Junges Wohnen“ können bestehende Objekte verwendet werden, es 

müssen nicht mindestens 12 Wohneinheiten wie beim Modell des 

Wohnbaureferenten errichtet werden 

§    Kleinere Gemeinden fallen aus dem Modell des Wohnbaureferenten heraus, da sie 
12 

Wohnungen nach Fertigstellung oder Ablauf der ersten 5 Jahre nicht füllen können.  
§    „5 x 5 – Junges Wohnen“ sorgt für „Durchmischung“ der Generationen in 

Wohnungsbauten und verhindert so „Jugendghettos“ 

§    MieterInnen müssen nach Zeitablauf nicht ausziehen 

§    Keine steigende Annuitätenbelastung, wie im Wohnbaureferenten-Modell 

§ Hohe Flexibilität, weil beliebig viele Wohnungen zu „5 x 5 – Junges Wohnen“ 

gewidmet und auch wieder rückgewidmet werden können (etwa wenn sie 

nach dem 5-Jahres- Zeitraum weiter bewohnt werden) 
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Die Bürgermeisterin sagt, dass es derartige Wohnungen bereits in unserem Gemeindewohnhaus in Pomedt gibt. 
Nachdem es keine weiteren Wortmeldungen gibt, lässt sie mittels Handzeichen abstimmen. 
 
Beschluss: 22 JA-Stimmen, 3 NEIN-Stimmen von GV Ruhmanseder, GR. Humer und GR. Desch.  
 
Die Amtsleiterin stellt die Frage, an wen diese genehmigte Resolution zu schicken ist. Dies wird von GV Arthofer noch 
bekannt gegeben.  
 
 
 
TOP. 13.) Bericht des Obmannes des Kulturausschusses.  
 
GV. Ruhmanseder berichtet über die Sitzung des Kulturausschusses am 14.4.2015 mit folgender Tagesordnung: 
Vorbereitung Maibaum- und Marktfest 
Sonderpostamt  
500-Jahr-Feier und Allfälliges  
 
GR. Kopfberger gibt kurz einen Bericht zum Sonderpostamt.  
 
GR. Sperl - Minderheitsmeinung des Grünen Vertreters im Kulturausschuss: Gewünscht war eine Übersicht der beiden 
beschlossenen und noch zu erwartenden Ausgaben für die 500-Jahr-Feier und wie viel Geld insgesamt dafür zur 
Verfügung steht. Es soll uns nicht so gehen wie bei der Marktplatzgestaltung, bei der von EUR 106.000 ausgegangen 
wurde und dann hat es aber EUR 160.000 gekostet.  
 
 
 
TOP. 14.) Bericht der Bürgermeisterin.  

 
Offizielle Eröffnung des Kreisverkehrs am 11.6.2015, alle Gemeinderäte sind dazu eingeladen. Die Bürgermeisterin 
glaubt, auch die Bürger sollen auf  Würstl und ein Getränk eingeladen werden.  
 
 
TOP. 15.) Allfälliges.  

 
GV. Ortner möchte eine Straßensanierung  Zufahrt Mayr Margit in Ottenedt.  
 
GR. Payrleitner berichtet vom „Tag der Einsatzkräfte Sicherheitstag am 4.7.2015“.  
 
GV. Ruhmanseder:  am 3.7. 2015 gibt es die Schulschlussfeier der Neuen Mittelschule Riedau zur  „500 Jahre Feier“; 
weiters berichtet er vom Kostümverleih für die 500 Jahr Feier, historische Gewänder kann man finden  unter „Hoffest 
Innsbruck“ 
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Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 

12.03.2015  wurden keine - folgende - Einwendungen erhoben: 

 
 

 

 

 

 

  

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, 

schließt der Vorsitzende die Sitzungen 22.40   Uhr. 
 
 
 
 
..........................................................     ........................................................ 
                     (Vorsitzende)                                                     (Schriftführer) 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom                            
                       keine Einwendungen erhoben wurden - über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete 
Beschluss gefasst wurde und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne des § 54 (5) OÖ. Gem0 1990 als 
genehmigt gilt.  
 
Riedau, am ……………………………..     
 
Die Vorsitzende (ÖVP): 
 
 
 
………………………………………………………….                    ………… ………………………………………………………. 
Bgmin Berta Scheuringer                                          Gemeinderat SPÖ  Franz Arthofer 
 
 
 
…………………………………………………………                     …………………………………………………………………… 
Gemeinderat FPÖ Heinrich Ruhmanseder                   Gemeinderat Grüne Ernst Sperl  
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Beilage – Bürgerfragestunde am 21.5.2015 
 
Bürgerfragestunde:  
Hr. Daringer Hermann: Er spricht nicht als Privatperson, sondern er vertritt die Pfarrgemeinde als Obmannstellvertreter. 
Frau Obfrau hat sich aus dem Thema herausgehalten, was er auch versteht. Der Pfarrgemeinderat will sich zu diesem 
Thema einbringen.  Es geht um TOP. 7.) „Durchfahrt bei der Kirche“ an der Südseite. In der Tagesordnung zu dieser 
Sitzung steht nur Beratung. Nachdem er aber am Dienstag ungewollter weise im Gasthaus zur einer Fraktionssitzung 
dazukam, hat er gehört, dass nicht nur Beratung, sondern um Beratung und Beschlussfassung. Deshalb hat sich für den 
PGR die Sitzung geändert und zwar insofern: wie sollen wir uns äußern, wenn erst nachher die Beratung stattfindet und 
während der Sitzung darf er keine Wortmeldung mehr abgeben. Seine Frage ist deshalb, darf er sich bei diesem TOP. zu 
Wort melden? Ist es möglich zwischen Beratung und Beschlussfassung zu Wort melden? Sie können jetzt keine 
Stellungnahme abgeben, wenn sie nicht wissen, was bei der Beratung gesagt wird. Es könnte sein, dass sich bei der 
Beratung ohnedies einiges ergibt.  
 
Bgm. Scheuringer: GV. Ortner hat diesen Tagesordnungspunkt als „Beratung und Beschlussfassung“ eingebracht. Sie als 
Bürgermeisterin appelliert aber an den Gemeinderat, dass es heute noch nicht zur Beschlussfassung kommt. Sie glaubt, 
der Bauausschuss hat zwar in der letzten Sitzung diese „Öffnung“ aufgeworfen; eine Abstimmung im Bauausschuss 
ergab ein Ergebnis 3:3 und dann hat es geheißen, es wird dem Gemeinderat zur Diskussion übergeben. Sie glaubt, in 
dieser Situation gehört die Bevölkerung eingebunden. Die Bürgermeisterin hofft, dass dies ist im Sinne aller 
Gemeinderäte ist. Wir können jetzt vernünftig diskutieren und dann gehören die Bürger informiert und befragt. Das 
Ergebnis müssen wir zur Kenntnis nehmen. Bisher wurde es im Bauausschuss mit 6 Personen und dann in den 
Fraktionen beraten und jetzt mit befassen sich damit 25 Gemeinderäte. In diesem Fall will die Bevölkerung mitreden und 
deshalb will sie nur einen Beratungspunkt.  
 
GV. Ortner beschwert sich bei der Bürgermeisterin darüber, dass sie den TOP so auf die Tagesordnung hätte setzen 
müssen, wie er es beantragt hat. Wir reden schon seit einem Jahr von diesem Thema. Er will zu einem Ergebnis 
kommen, wenn es noch ein Jahr verschoben wird, kommt auch kein anderes Ergebnis zustande. Er will definitiv einen 
Beschluss herbeiführen. Wie „zugemacht“ wurde, wurde auch die Bevölkerung nicht gefragt. Wir haben die Bevölkerung 
nicht gefragt, wie wir den Marktplatz umgestaltet haben. Er findet, das ist der letzte Abschnitt der Marktplatzgestaltung 
und deswegen ein Beschluss.  
 
Die Bürgermeisterin stellt fest, dass er als Einzelperson diesen Antrag gestellt hat. 
GV Ortner antwortet mit ja, als Obmann des Bauausschusses. Es ist nicht nur seine Meinung, sondern auch die Meinung 
seiner Fraktion und er glaubt von anderen auch noch.  
 
Die Bürgermeisterin kann nicht verstehen, dass man das breiter in der Öffentlichkeit diskutiert, sondern dass 25 
Gemeinderäte das entscheiden.  
 
GR. Eichinger: es wurde die Bevölkerung auch damals nicht gefragt, wie diese Straße zugemacht wurde. Damals hat es 
vielleicht auch Befürworter und Gegner gegeben.  
 
Bgmin Scheuringer: Es wurde vor vielen Jahren gemacht, soviel sie weiß hat der Gemeinderat dies beschlossen, aber der 
Pfarrgemeinderat war informiert.   
 
Fr. Kathi Donnerbauer: damals war die Kirchenrenovierung, Architekt Schrattenecker hat damals die Renovierung 
geplant und er war voll entsetzt, dass sozusagen „vor der Haustüre“  beim Haupteingang die Straße direkt vorbeiführt. 
Wer von euch hat direkt bei der Haustüre die Autos vorbeifahren? Dies wurde im PGR besprochen und behandelt. Es 
wurde dann so geplant, dass dies der Haupteingang ist: die Taufkapelle ist die erstelle Stelle, wenn man die Kirche 
betritt. Dies wurde konkret im PGR so behandelt und beschlossen. Die sagt, es hat sich sehr gut bewährt. Es wurde ein 
Kommunikationsplatz wo sich Menschen finden. Sie ist vom Marktplatz mit Brunnen und Pflasterung begeistert, ist aber 
entsetzt, warum man etwas Gutes, Bewährtes zerstören muss. Und zwar dafür, dass  Autos durchfahren können und 
Menschen sich zurückziehen müssen.  Wo bleibt der Mensch, wo das Auto?  
 
In diesem Zusammenhang bringt Frau Bürgermeisterin einen Brief des röm.-kath. Pfarramtes Riedau, Pfarrgemeinderat, 
vollinhaltlich zur Kenntnis:  
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Die Bürgermeisterin appelliert nochmals, dass heute nur eine Diskussion stattfindet und kein Beschluss erfolgt. Es soll 
nicht im Nachhinein heißen, der Gemeinderat hat dies beschlossen. Wenn es der mehrheitliche Wunsch der Bevölkerung 
ist dies zu öffnen, so ist es für sie kein Problem. Dann ist es der Wunsch  Aber die Bevölkerung soll den Willen kundtun.  
 
GR. Donnerbauer: Er zählt sich als Gemeinderat auch zu den Kirchengehern und er befürwortet vollstens die 
Vorgehensweise der Bürgermeisterin. Kürzlich dachte er darüber nach: wie will er mit seinem Enkel rund um den 
Brunnen gehen, wenn die Autos fahren? Da hat er ein Problem, da muss er das Enkerl „anbinden“. Kürzlich hat er einen 
Vater mit Sohn gesehen, die mit dem Rad unterwegs waren. Ein kleines Kind auf dem Fahrrad kann nicht mehr 
radfahren, wenn auf beiden Straßen gleichzeitig Autos fahren. Ich würde, genauso wie die Bürgermeisterin, appellieren, 
die Bevölkerung zu fragen. Wenn sie dafür sind, dann sind sie dafür. Im Bauausschuss wurde über die Bürgerbefragung 
abgestimmt, warum wird sie nicht gemacht? 
GV Ortner stellt die Frage, wann das im Bauausschuss beschlossen wurde.  
GR. Donnerbauer antwortet, es gibt ein Protokoll, wo dies drinnen steht.  
GV. Ortner sagt, das war ein Einwand der Bürgermeisterin, der protokolliert ist, der Ausschuss selbst hat aber darüber 
nicht abgestimmt.  
Die Bürgermeisterin bringt den Wortlaut des Sitzungsprotokolles zur Kenntnis.  
 
GV. Ortner gibt zu bedenken, dass wir noch gar nicht in die Tagesordnung eingetreten sind.  
 
GV. Arthofer: möchte zur Abstimmung sagen, dass von der ÖVP-Fraktion gekommen, dass eine Abstimmung nicht in 
Frage kommt. Er nennt keinen Namen.  
 
Vizebgm. Mitter sagt, ihm ist in der Diskussion nicht aufgefallen, dass dies jemand der ÖVP-Fraktion gesagt hat.  
 
GV. Ruhmanseder stellt die Frage, haben wir Zeit, darf der Bürger etwas sagen? Das sollen wir klären und dann gehen 
wir zur Tagesordnung über.  
 
Es wird diesbezüglich beraten und man entscheidet sich dafür, dass beim betreffenden Punkt auch die Bürger sich zu 
Wort melden dürfen.  
 
Die Bürgermeisterin stellt den Antrag, dass auch die Bürger bei diesen Punkt sich zu Wort melden dürfen. Die 
Abstimmung erfolgt mittels Handzeichen.  
Zusatzantrag von GV. Ruhmanseder: Auf maximal 3 Wortmeldungen aus den Reihen der Zuhörer beschränken, denn er 
will keine Endlosdiskussion. 
Beschluss: 24 JA-Stimmen, 1 Stimmenthaltung von GV Ortner.  
 
Herr Hermann Daringer: wir sehen es so, dass bei der Öffnung ein kleiner Kreisverkehr entstehen würde mit 
vorhandener Mittelgestaltung, nämlich der Kirche und ein bischen anders ist, weil er hat auf drei Seiten Gegenverkehr. 
Andere Gemeinden behandeln Punkte wie „Beruhigung des Zentrums, Verkehrsberuhigung schaffen“. Wir wollen doch 
nicht, dass ein Wirbel entsteht. Wir alle hier nehmen teil an kirchlichen Veranstaltungen,  z.B. das Erntedankfest. Da gibt 
es eine Agape, wer soll jedesmal absperren?  
 
 
 


